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  Forderungsdurchsetzung
Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Entscheidungen in der EU 

Von  Prof. Dr. Christoph Graf von Bernstorff, Rechtsanwalt in Bremen
Die Anerkennung und Vollstreckbarkeit EU-ausländischer Gerichtsentscheidungen ist in allen Staaten 
des heutigen EU-Binnenmarktes ein langer Entwicklungsprozess gewesen. Ausgehend von zunächst bila-
teralen Staatsverträgen über das so genannte „Brüsseler Abkommen“ aus dem Jahr 1968 bis hin zur 
aktuell anwendbaren Europäischen Gerichtsstands- und Vollstreckungsverordnung  (EuGVVO) hat sich 
die Anerkennung und Durchsetzbarkeit von anerkannten Forderungen in der EU stets vereinfacht und 
verbessert. Der jüngste Entwicklungsschritt ist die vom Rat der EU am 6.12.2012 gebilligte Neufassung 
der EuGVVO, die in Teilen am 10.1.2014, ansonsten zum 10.1.2015 als verbindliche Verordnung in der 
EU unmittelbar in Kraft treten wird. 
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Staatsverträge
Die Unterschiede zwischen bestimmten 
einzelstaatlichen Vorschriften über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die An-
erkennung von Entscheidungen sind 
seit jeher ein schwerwiegendes Pro-
blem für die Durchsetzbarkeit deut-
scher titulierter Forderungen im Aus-
land. So ist es im weltweiten Ge-
schäftsverkehr nur dann möglich, 
deutsche Gerichtsentscheidungen im 
ausländischen Zielland durchzusetzen, 
wenn ein bilateraler Staatsvertrag oder 
eine andere Art von Abkommen dies 
ermöglichen. Dasselbe gilt für den um-
gekehrten Fall, dass ein ausländischer 
Titel in Deutschland vollstreckt werden 
soll.

EuGVÜ/ LugÜ
Für das Gebiet der Europäischen Ge-
meinschaften wurde zur Verbesserung 
dieser Situation zunächst das so ge-
nannte „Übereinkommen über die ge-
richtliche Zuständigkeit und die Voll-
streckung gerichtlicher Entscheidungen 
in Zivil- und Handelssachen“ vom 
27.9.1968 (EuGVÜ) als ein völker-
rechtliches Abkommen geschaffen, das 
für die damaligen sechs EG-Staaten die 
gerichtliche Zuständigkeit und die Art 
und Weise der Vollstreckungen von 
Entscheidungen in Sachen des Zivil- 
und Handelsrechts regelte.  Dieses 
Übereinkommen wird auch „Brüsseler 
Übereinkommen“ genannt, was leicht 
zu einer Verwechslung mit einem na-
mensähnlichen Nachfolger führen 
kann. - Für die EFTA-Staaten Island, 
Norwegen und die Schweiz galt paral-
lel das am 16.9.1988 abgeschlossene 
und wörtlich weitgehend übereinstim-

mende „Luganer Übereinkommen über 
die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Vollstreckung gerichtlicher Entschei-
dungen in Zivil- und Handelssachen“ 
(kurz: LugÜ).
EuGVVO / Brüssel-I-VO
Mit Wirkung vom 1.3.2002 wurde für 
alle Staaten der EU (mit Ausnahme Dä-
nemarks) die „Europäische Gerichts-
stands- und Vollstreckungsverordnung“ 
(EuGVVO, auch „Brüssel-I-VO“ ge-
nannt) in Kraft gesetzt. Sie wurde als 
unmittelbar in den Mitgliedstaaten wir-
kende Verordnung für die inzwischen 
deutlich vergrößerte EU notwendig, um 
die Vorschriften über die internationale 
•	 Zuständigkeit in Zivil- und Han-

delssachen zu vereinheitlichen 
•	 und die Formalitäten im Hinblick 

auf eine rasche und unkomplizierte 
Anerkennung und Vollstreckung 
von Entscheidungen aus den durch 
diese Verordnung gebundenen Mit-
gliedstaaten zu vereinfachen.  

Die EuGVVO wird dabei von den 
nachfolgend genannten grundlegenden 
Konzepten geleitet.  
•	 Anküpfungspunkt: Rechtsstreitig-

keiten, die unter diese Verordnung 
fallen, müssen einen Anknüpfungs-
punkt an das Hoheitsgebiet eines 
der Mitgliedstaaten aufweisen, die 
durch diese Verordnung gebunden 
sind. Um den freien Verkehr ge-
richtlicher Entscheidungen zu ge-
währleisten, sollen die in einem 
durch diese Verordnung gebunde-
nen Mitgliedstaat ergangenen Ent-
scheidungen in einem anderen 
durch diese Verordnung gebunde-
nen Mitgliedstaat anerkannt und 

vollstreckt werden, und zwar auch 
dann, wenn der Vollstreckungs-
schuldner seinen Wohnsitz in ei-
nem Drittstaat hat. 

•	 Der Gerichtsstand des Wohnsitzes 
des Beklagten muss durch alterna-
tive Gerichtsstände ergänzt wer-
den, die entweder aufgrund der en-
gen Verbindung zwischen Gericht 
und Rechtsstreit oder im Interesse 
einer geordneten Rechtspflege zu-
zulassen sind. Bei Versicherungs-, 
Verbraucher- und Arbeitssachen 
soll die schwächere Partei durch 
Zuständigkeitsvorschriften ge-
schützt werden, die für sie günsti-
ger sind als die allgemeine Rege-
lung. Vorbehaltlich der in dieser 
Verordnung festgelegten aus-
schließlichen Zuständigkeiten 
muss die Vertragsfreiheit der Par-
teien hinsichtlich der Wahl des Ge-
richtsstands, außer bei Versiche-
rungs-, Verbraucher- und Arbeits-
sachen, wo nur eine begrenztere 
Vertragsfreiheit zulässig ist, ge-
wahrt werden. 

•	 Das gegenseitige Vertrauen in die 
Justiz im Rahmen der Gemein-
schaft rechtfertigt, dass die in ei-
nem Mitgliedstaat ergangenen Ent-
scheidungen, außer im Falle der 
Anfechtung, von Rechts wegen, 
ohne ein besonderes Verfahren, an-
erkannt werden. Die Vollstreckbar-
erklärung einer Entscheidung 
muss daher fast automatisch nach 
einer einfachen formalen Prüfung 
der vorgelegten Schriftstücke er-
folgen, ohne dass das Gericht die 
Möglichkeit hat, von Amts wegen 
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eines der in dieser Verordnung vor-
gesehenen Vollstreckungshinder-
nisse aufzugreifen. 

•	 Rechtsbehelf: Zur Wahrung seiner 
Verteidigungsrechte muss der 
Schuldner jedoch gegen die Voll-
streckbarerklärung einen Rechtsbe-
helf im Wege eines Verfahrens mit 
beiderseitigem rechtlichen Gehör 
einlegen können, wenn er der An-
sicht ist, dass einer der Gründe für 
die Versagung der Vollstreckung 
vorliegt. Die Möglichkeit eines 
Rechtsbehelfs muss auch für den 
Antragsteller gegeben sein, falls 
sein Antrag auf Vollstreckbarerklä-
rung abgelehnt worden ist.

Neufassung der EuGVVO

Nach Billigung der Neufassung der 
EuGVVO durch den Rat der EU am 
6.12.2012 kann diese Verordnung zum 
vorgesehenen Datum (10.1.14/10.1.15) 
in Kraft treten. Sie wird dann als 
„Brüssel-Ia-VO“ bezeichnet werden 
und ist nachlesbar unter VO(EU) 
Nr.1215/2015, ABl. EU 2012 Nr.L 
351,1. Ihr Geltungsbereich wird das 
Vereinigte Königreich und Irland ein-
beziehen, und auch für Dänemark wird 
sie - auf Grundlage des zwischen EU 
und Dänemark vereinbarten EuGVVO-
Parallelabkommens (ABl. EU 2005 
Nr.L 299,62) - Geltung erlangen. Im 
Verhältnis zu den EFTA-Staaten Island, 
Norwegen und der Schweiz ist das 
LugÜ 2007 in der Fassung vom 30.10. 
2007 ((ABl. EU 2007 Nr.L 339,3) an-
zuwenden. Auf einige Neuerungen, die 
durch die EuGVVO hervorgebracht 
werden, wird nachstehend näher einge-
gangen.

Sachlicher Anwendungsbereich
Art. 1 EuGVVO n.F. befasst sich mit 
dem sachlichen Anwendungsbereich. 
Danach ist diese Verordnung ist in Zi-
vil- und Handelssachen anzuwenden, 
ohne dass es auf die Art der Gerichts-
barkeit ankommt. Sie gilt insbesondere 
nicht für Steuer- und Zollsachen sowie 
verwaltungsrechtliche Angelegenheiten 
oder die Haftung des Staates für Hand-
lungen oder Unterlassungen im Rah-
men der Ausübung hoheitlicher Rechte 
(acta iure imperii). Sie ist auch nicht 
anzuwenden auf 

•	 den Personenstand, die Rechts- 
und Handlungsfähigkeit sowie die 
gesetzliche Vertretung von natürli-
chen Personen, die ehelichen Gü-
terstände oder Güterstände auf-
grund von Verhältnissen, die nach 
dem auf diese Verhältnisse anzu-
wendenden Recht mit der Ehe ver-
gleichbare Wirkungen entfalten, 

•	 Konkurse, Vergleiche und ähnliche 
Verfahren und, ebenfalls ausdrück-
lich ausgeschlossen, 

•	 die Schiedsgerichtsbarkeit.

Die EuGVVO n.F. soll also – wie auch 
schon die bisher geltende EuGVVO - 
nicht für die Schiedsgerichtsbarkeit 
gelten. Dieser Aspekt wurde während 
der Reformdiskussion sehr streitig er-
örtert, blieb jedoch bei der Neufassung 
der EuGVVO ohne Niederschlag im 
Verordnungstext. Weiterhin soll die 
EuGVVO die  Gerichte eines Mitglied-
staats nicht daran hindern, die Parteien 
gemäß dem einzelstaatlichen Recht an 
die Schiedsgerichtsbarkeit zu verwei-
sen, das Verfahren auszusetzen oder 
einzustellen oder zu prüfen, ob die 
Schiedsvereinbarung hinfällig, unwirk-
sam oder nicht erfüllbar ist, wenn sie 
wegen eines Streitgegenstands angeru-
fen werden, hinsichtlich dessen die 
Parteien eine Schiedsvereinbarung ge-
troffen haben. Entscheidet ein Gericht 
eines Mitgliedstaats, ob eine Schieds-
vereinbarung hinfällig, unwirksam oder 
nicht erfüllbar ist, so sollte diese Ent-
scheidung ungeachtet dessen, ob das 
Gericht darüber in der Hauptsache oder 
als Vorfrage entschieden hat, nicht den 
Vorschriften dieser Verordnung über 
die Anerkennung und Vollstreckung 
unterliegen.

Internationale Zuständigkeit
Für die internationale Zuständigkeit ist 
es bei der Neufassung der EuGVVO 
bei den bisherigen Regelungen geblie-
ben. So sind nach Art. 4 EuGVVO n.F. 
Personen, die ihren Wohnsitz im Ho-
heitsgebiet eines Mitgliedstaats haben, 
ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehö-
rigkeit vor den Gerichten dieses Mit-
gliedstaats zu verklagen. Auf Personen, 
die nicht dem Mitgliedstaat, in dem sie 
ihren Wohnsitz haben, angehören, sind 
dagegen die für Staatsangehörige die-
ses Mitgliedstaats maßgebenden Zu-

ständigkeitsvorschriften anzuwenden. 
Die Ermittlung des Wohnsitzes erfolgt 
nach den Bestimmungen in Art 62 und 
63 EuGVVO n.F.

Anerkennung und Vollstreckung
In der Neufassung ist die seit langem 
geplante Abschaffung des Exequatur-
verfahrens wie folgt umgesetzt worden. 
So bestimmt Art 39 EuGVVO n.F.: 
„Eine in einem Mitgliedstaat ergangene 
Entscheidung, die in diesem Mitglied-
staat vollstreckbar ist, ist in den ande-
ren Mitgliedstaaten vollstreckbar, ohne 
dass es einer Vollstreckbarerklärung 
bedarf“. Der Vollstreckungsschuldner 
kann aber nach Art 46 EuGVVO n.F. 
die Verweigerung der Vollstreckung be-
antragen. Hierfür stehen ihm eine 
ganze Fülle von in Art 45 EuGVVO 
n.F. normierte Gründe für die Versa-
gung der Anerkennung zu, etwa 

•	 der Verstoß gegen den ordre-pu-
blic-Vorbehalt 

•	 oder der Fall, in dem dem Beklag-
ten, der sich auf das Verfahren 
nicht eingelassen hat, das verfah-
renseinleitende Schriftstück oder 
ein gleichwertiges Schriftstück 
nicht so rechtzeitig und in einer 
Weise zugestellt worden ist, dass er 
sich verteidigen konnte, es sei 
denn, der Beklagte hat gegen die 
Entscheidung keinen Rechtsbehelf 
eingelegt, obwohl er die Möglich-
keit dazu hatte, 

•	 die Entscheidung mit einer Ent-
scheidung unvereinbar ist, die zwi-
schen denselben Parteien im er-
suchten Mitgliedstaat ergangen ist; 
oder 

•	 die Entscheidung mit einer frühe-
ren Entscheidung unvereinbar ist, 
die in einem anderen Mitgliedstaat 
oder in einem Drittstaat in einem 
Rechtsstreit wegen desselben An-
spruchs zwischen denselben Par-
teien ergangen ist, sofern die frü-
here Entscheidung die notwendi-
gen Voraussetzungen für ihre 
Anerkennung im ersuchten Mit-
gliedstaat erfüllt.

Die Durchführung der Vollstreckung 
einer ausländischen Entscheidung folgt 
dem Recht des zur Vollstreckung er-
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suchten Mitgliedstaates,  Art  41 
EuGVVO n.F. Eine in einem Mitglied-
staat ergangene Entscheidung, die im 
ersuchten Mitgliedstaat vollstreckbar 
ist, wird dort unter den gleichen Bedin-
gungen vollstreckt wie eine im ersuch-
ten Mitgliedstaat ergangene Entschei-
dung. Eine Vollstreckungsklausel wird 
nicht benötigt. Stattdessen wird über 
Art 53 EuGVVO n.F. und Anhang I der 
EuGVVO n.F. eine „Bescheinigung“ (4 
Seiten lang) eingesetzt, die vom Ur-

sprungsgericht ausgestellt wird und den 
Bestand und die Vollstreckbarkeit der 
Entscheidung bescheinigt.

Die Abschaffung des Exequaturverfah-
rens erstreckt sich nach der Neufassung 
der EuGVVO nun auch auf öffentliche 
Urkunden (Art. 58 EuGVVO n.F.) und 
Prozessvergleiche (Art. 59 EuGVVO 
n.F.), solange kein Verstoß gegen die 
Grundsätze des ordre public vorliegt 
(Art 58 Abs.1 Satz 1 EuGVVO n.F.).

Quellen:
•	 VERORDNUNG (EG) Nr. 44/2001 DES RATES 

vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Anerkennung und Voll-
streckung von Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen, ABl. EU 2001 Nr. L 12,1.

•	 VERORDNUNG (EU) Nr. 1215/2012 DES 
EUROPÄI-SCHEN PARLA-MENTS UND DES RATES 
vom 12. Dezember 2012 über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Anerkennung und Voll-
streckung von Entschei-dungen in Zivil- und 
Handelssachen, ABl. EU 2012 Nr.L 351,1.

Europäischer Mahnbescheid

Urteil des EuGH zu Formvorschriften des Mahnverfahrens

Von Prof. Dr. Christoph Graf von Bernstorff, Bremen
Nach einem aktuell ergangenen Urteil des EuGH regelt das Unionsrecht in seiner Verordnung Nr. 
1896/2006 abschließend und erschöpfend alle Voraussetzungen, die ein Antrag auf Erlass eines Europä-
ischen Zahlungsbefehls erfüllen muss. Mit der Verordnung Nr. 1896/2006 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 12. Dezember 2006 zur Einführung eines Europäischen Mahnverfahrens (ABl. L 399, 
S. 1). wurde ein Europäisches Mahnverfahren eingeführt, um grenzüberschreitende Verfahren im Zusam-
menhang mit unbestrittenen Geldforderungen zu vereinfachen und zu beschleunigen und die Verfahrens-
kosten zu verringern. Die Verordnung bestimmt insbesondere, was ein Antrag auf Erlass eines Europä-
ischen Zahlungsbefehls beinhalten muss. 

RechtsprechungsReport

Sachverhalt
Dem Urteil des EuGH lag folgender 
Sachverhalt zugrunde. Nach dem polni-
schen Zivilverfahrensgesetzbuch ist in 
vermögensrechtlichen Streitigkeiten in 
der Antragsschrift der Streitwert anzu-
geben, damit die Gerichtsgebühren be-
rechnet werden können, es sei denn, 
der Streitgegenstand entspricht einem 
Geldbetrag. Fehlt diese Angabe, wird 
der Antragsteller aufgefordert, seinen 
Antrag zu berichtigen oder zu vervoll-
ständigen. 
Im Jahr 2011 beantragte Frau Szyro-
cka, wohnhaft in Polen, bei einem pol-
nischen Gericht den Erlass eines Euro-
päischen Zahlungsbefehls gegen die 
SiGer Technologie GmbH mit Sitz in 
Deutschland. Dieser Antrag erfüllte je-
doch einige nach dem polnischen Recht 
vorgeschriebene formelle Vorausset-
zungen nicht, insbesondere nicht dieje-
nige der Angabe des Streitwerts in pol-
nischer Währung, denn die Höhe der 
Hauptforderung war in Euro angege-
ben. Außerdem verlangte Frau Szyro-
cka für die Zeit von einem bestimmten 

Datum an bis zur Begleichung der 
Hauptforderung die Zahlung von Zin-
sen. Das Bezirksgericht in Wrocław, 
Polen hat den Gerichtshof daher  um 
Auslegung der  Verordnung Nr. 
1896/2006 ersucht. 

Entscheidung
Der Gerichtshof weist darauf hin, dass 
die Verordnung zwar die nach nationa-
lem Recht vorgesehenen Mechanismen 
zur Beitreibung unbestrittener Forde-
rungen weder ersetzen noch harmoni-
sieren soll, aber die Einführung eines 
einheitlichen Instruments zur Beitrei-
bung derartiger Geldforderungen be-
zweckt. Dieses Ziel würde in Frage 
gestellt, wenn die Mitgliedstaaten in 
ihren nationalen Rechtsvorschriften 
weitere Anforderungen vorsehen könn-
ten, die ein Antrag auf Erlass eines Eu-
ropäischen Zahlungsbefehls erfüllen 
müsste. Solche Anforderungen hätten 
nämlich nicht nur zur Folge, dass die 
Voraussetzungen für einen derartigen 
Antrag in den einzelnen Mitgliedstaa-
ten unterschiedlich wären, sondern 

auch, dass die Komplexität, die Dauer 
und die Kosten des Europäischen 
Mahnverfahrens zunähmen. Der Ge-
richtshof schließt daraus, dass die Ver-
ordnung die Voraussetzungen, die ein 
Antrag auf Erlass eines Europäischen 
Zahlungsbefehls erfüllen muss, er-
schöpfend regelt. 
Sodann stellt der Gerichtshof fest, dass 
es Sache der Mitgliedstaaten ist, in ih-
rer nationalen Rechtsordnung die Mo-
dalitäten des Verfahrens für die Bestim-
mung der Höhe der Gerichtsgebühren 
zu regeln, da die nationalen Mechanis-
men zur Beitreibung unbestrittener 
Forderungen nicht vereinheitlicht wor-
den sind. Es steht dem nationalen Ge-
richt daher frei, die Höhe der Gerichts-
gebühren nach den für es maßgeblichen 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften zu 
bestimmen, sofern die danach vorgese-
henen Modalitäten nicht ungünstiger 
sind als diejenigen, die gleichartige 
Sachverhalte regeln, die dem inner-
staatlichen Recht unterliegen, und sie 
nicht an der Ausübung der durch das 
Unionsrecht verliehenen Rechte hin-
dern. 



222 JuLi 2013

Außerdem urteilt der Gerichtshof, dass 
die Verordnung Nr. 1896/2006 dem 
nicht entgegensteht, dass der Antrag-
steller die bis zur Begleichung der 
Hauptforderung auflaufenden Zinsen 
verlangt. Eine andere Auslegung ent-
spräche dem Gerichtshof zufolge nicht 
dem Ziel der Verordnung, da sie geeig-
net wäre, die Dauer und die Komplexi-
tät des Europäischen Mahnverfahrens 
sowie dessen Kosten zu erhöhen und 
einen Antragsteller davon abzuhalten, 
ein solches Verfahren einzuleiten, in-
dem sie ihn veranlasst, stattdessen auf 
die nationalen Verfahren zurückzugrei-
fen, bei denen er sämtliche Zinsen er-
langen kann. Der Gerichtshof weist 
auch darauf hin, dass alle materiell-
rechtlichen Fragen, darunter Fragen 
nach der Art der Zinsen, die im Rah-
men dieses Verfahrens verlangt werden 
können, grundsätzlich unter das Recht 
fallen, das für die Rechtsbeziehung gilt, 
aus der die fragliche Forderung ent-
standen ist. 
Schließlich stellt der EuGH fest, dass 
unter Umständen (wie sie im zu ent-
scheidenden Fall vorlagen) der Inhalt 
dieses Formblatts den besonderen Um-
ständen der Sache anzupassen ist, so 
dass das nationale Gericht die konkre-
ten Einzelheiten für das Ausfüllen die-
ses Formblatts bestimmen darf, Dies 
setzt allerdings voraus, dass der 
Schuldner anhand des so ausgefüllten 
Formblatts zum einen ohne jeden 
Zweifel die Entscheidung entnehmen 
kann, dass er die bis zur Begleichung 
der Hauptforderung auflaufenden Zin-
sen zu zahlen hat, und dass er zum an-
deren den Zinssatz sowie den Zeit-
punkt, ab dem er Zinsen zahlen soll, 
klar erkennen kann.

Quelle:

EuGH Urteil C-215/11vom 13.12.2012, Iwona 
Szyrocka / SiGer Technologie GmbH

http://curia.europa.eu/juris/document/docu-
ment.jsf?text=&docid=131803&pageIndex=0&d
oclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&
cid=3069752

RechtsprechungsReport

Erstattungsvoraussetzungen in der 
Antidumping-Grundverordnung

Präzisierung der Voraussetzungen durch das EuG-Urteil 
„LIS GmbH Licht Impex Service“

Von Kai Henning Felderhoff, Universität Münster
Die Erstattung von Antidumpingzöllen wird in der Praxis vor 
allem im Zusammenhang mit Art. 236 ZK gesehen, was etwa 
die 2012 ergangene EuGH-Entscheidung „CIVAD“ belegt. 
Eine weitere Erstattungsvorschrift, die bisher in der Recht-
sprechung eine eher untergeordnete Rolle gespielt hat, ist in 
Art. 11 Abs. 8 AntidumpingVO enthalten. Das Urteil des 
Europäischen Gerichts in der Rechtssache T-269/10, „LIS 
GmbH Licht Impex Service“ liefert einige Klarstellungen in 
Bezug auf diese Norm.

Struktur von Art. 11 Abs. 8 
AntidumpingVO
Art. 11 Abs. 8 AntidumpingVO (Ver
ordnung [EG] Nr. 1225/2009 über den 
Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus 
nicht zur Europäischen Gemeinschaft 
gehörenden Ländern, ABl. EU 2009 
Nr. L 343/51) ist in vier Unterabsätze 
unterteilt. 
Der erste Unterabsatz legt die Grund
situation eines Erstattungsfalls nach der 
AntidumpingVO fest. Zu beachten ist 
hierbei, dass nur Einführer als Er
stattungsberechtigte erfasst werden und 
es nur um die Ermittlung der Dum
pingspanne geht. Weitere Faktoren wie 
die Schädigung eines Wirtschaftszwei
ges der Union, die Kausalität zwischen 
Dumping und Schädigung sowie das 
Unionsinteresse bleiben hier außer Be-
tracht.

Unbeschadet … kann ein Einführer die Erstattung 
der erhobenen Zölle beantragen, wenn nachgewie-
sen wird, dass die Dumpingspanne, auf deren 
Grundlage die Zölle entrichtet wurden, beseitigt 
oder soweit verringert worden ist, dass sie niedriger 
als der geltende Zoll ist.

Unterabsatz 2 legt fest, dass der Ein
führer einen Erstattungsantrag an die 
Kommission stellen muss und dieser 
durch den Einfuhrmitgliedstaat zu 
übermitteln ist. Zudem ist eine Ein
reichungsfrist von sechs Monaten ab 
der Festsetzung der Antidumpingzölle 
geregelt.
In Unterabsatz 3 sind die Anforderun
gen an die vom Antragsteller beizufü
genden Unterlagen und Nachweise ent-

halten. Praktisch laufen die Nach
weispf l ichten  auf  e in  erneutes 
Aufrollen des Untersuchungsverfahrens 
zur Feststellung des Dumping hinaus: 

Ein Antrag auf Erstattung gilt nur als hinreichend 
durch Beweise begründet, wenn er genaue Anga-
ben über den Betrag der beantragten Erstattung von 
Antidumpingzöllen und alle Zollbelege für die Be-
rechnung und Entrichtung dieses Betrags enthält. 
Dazu gehören auch N achweise zu den N ormal-
werten und den Preisen bei der Ausfuhr in die Ge-
meinschaft während eines repräsentativen Zeit-
raums für die Ausführer oder Hersteller, für die die 
Zölle gelten. Ist der Einführer mit dem betroffenen 
Ausführer oder Hersteller nicht geschäftlich verbun-
den und stehen diese Informationen nicht sofort zur 
Verfügung oder ist der Ausführer oder der Hersteller 
nicht bereit, dem Einführer diese Informationen zu 
erteilen, so enthält der Antrag eine Erklärung des 
Ausführers oder des Herstellers, wonach die Dum-
pingspanne nach Maßgabe dieses Artikels verrin-
gert oder beseitigt worden ist und die einschlägigen 
Nachweise der Kommission übermittelt werden. 
Werden diese Nachweise von dem Ausführer oder 
dem Hersteller nicht innerhalb einer angemessenen 
Frist übermittelt, so wird der Antrag abgelehnt.

Unterabsatz 4 schließlich beschreibt 
die Entscheidungsfindung durch die 
Kommission. Zu beachten ist hierbei, 
dass die Erstattung normalerweise in-
nerhalb von 12 Monaten und auf kei-
nen Fall später als 18 Monate nach 
Stellung des hinreichend begründeten 
Erstattungsantrags zu erfolgen hat. Die 
Erstattung wird dann normalerweise 
vom betreffenden Mitgliedstaat inner
halb von 90 Tagen nach der Kommis
sionsentscheidung gezahlt.
Weitere allgemeine Grundsätze zum 
Erstattungsverfahren gemäß Art. 11 


